
6  NUMMER 125 DONNERSTAG, 2. JUNI 2016
 

Politik | Wirtschaft

sition unterstützt und gegen eine
Regierung auftritt, die für die Kom-
mission unbequem ist“. Außerdem
wolle man das Land ja ohnehin nur
zwingen, „zehntausende Flüchtlin-
ge und Migranten aufzunehmen“.

Das politische Freund-Feind-
Denken in Warschau wird also auf
Brüssel übertragen, schließlich sitzt
dort mit Ratspräsident Donald Tusk
ein Pole an führender Stelle, der lan-
ge Jahre Ministerpräsident für die
heutige Opposition war. In War-
schau wiederum trifft die Kommis-
sion auf eine amtierende Regie-
rungschefin, die mit dem Problem
leben muss, dass der Chef der Re-
gierungspartei PiS, Jaroslaw
Kaczynski, der eigentlich starke
Mann ist. Dieser polemisiert bei öf-
fentlichen Auftritten gegen die EU,
verweigert sich aber offiziellen
Kontakten.

Sollte der Streit nicht beigelegt
werden, könnte der Zeitpunkt kom-
men, an dem die Kommission zur
schärfsten Waffe dieses vor zwei
Jahren neu geschaffenen Verfahrens
greifen müsste: dem Entzug der
Stimmrechte in den europäischen
Gremien. Doch die Regierung in
Warschau weiß, dass das im Prinzip
eine leere Drohung ist. Denn für
diesen drastischen Schritt bräuchte
die Kommission die Unterstützung
aller übrigen 27 Staats- und Regie-
rungschefs. Und zumindest einer
wird garantiert nicht mitmachen:
Ungarns Premier Viktor Orbán.
Damit ist das „Waffenarsenal“ der
Kommission genau genommen wir-
kungslos.

unmittelbar nach dem Beschluss der
EU-Behörde erklangen wieder zu-
mindest unfreundliche Töne aus
Warschau. Polens Justizminister
Zbigniew Ziobro mahnte, dass „ein
Kompromiss immer zwei Seiten
braucht“. Im Übrigen bestätige die
Kommission mit ihrem Vorgehen
die Kritik an ihr, weil sie sich getrie-
ben „durch einflussreiche Vertreter
der politischen Opposition in einem
inneren Streit engagiert und in die
inneren Angelegenheiten eines sou-
veränen Staates eingreift, die Oppo-

missliebige Richter in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt. Auch
die polnische Mediengesetzgebung
wurde gerügt. Sie unterstellt dem
Finanzminister alle öffentlich-
rechtlichen Medien und gibt ihm
das Recht zur Absetzung und Beru-
fung der Führungspositionen.

Timmermans hatte noch am spä-
ten Dienstagabend mit Szydlo tele-
foniert und seinen Schritt angekün-
digt. Die Premierministerin wieder-
um betonte ihre Bereitschaft, mit
Brüssel zusammenzuarbeiten. Doch

VON DETLEF DREWES

Brüssel Noch ist die Atmosphäre
nicht so vergiftet, dass eine Eini-
gung undenkbar wäre. Aber der
gestrige Beschluss der Europäischen
Kommission, Polens Regierung in
Form einer schriftlichen Stellung-
nahme zu rüffeln, gewinnt sein Ge-
wicht auch nicht durch das zu er-
wartende Schreiben. Zum ersten
Mal in ihrer Geschichte führt die
Brüsseler EU-Kommission ein Ver-
fahren gegen einen Mitgliedstaat
wegen Verstoßes gegen die Rechts-
staatlichkeit.

Nach der ersten Phase, in der die
neue Warschauer Regierungschefin
Beata Szydlo sich zu den Vorwürfen
äußern durfte und dies auch vor
dem Europäischen Parlament getan
hat, folgt nun Phase zwei: Kommis-
sions-Vize Frans Timmermans, der
für Grundrechte in der EU zustän-
dig ist, wird nicht mehr wie bisher
Briefe nach Warschau schicken,
sondern eine förmliche Stellungnah-
me, in der die mutmaßlichen Verge-
hen aufgelistet und eine Änderung
der Gesetze verlangt werden. Das
könnte Beata Szydlo nur noch ab-
wenden, indem sie innerhalb von 14
Tagen ihrerseits Korrekturen an
den einschlägigen Regierungsvor-
haben verspricht.

Dabei geht es zum einen um die
Demontage des Verfassungsgerich-
tes, dessen Entscheidungen künftig
nur noch gelten sollen, wenn sie mit
Zweidrittelmehrheit (bisher genüg-
te eine einfache Mehrheit) verab-
schiedet werden. Außerdem wurden

Brüssel verliert die Geduld mit Polen
Verfahren Die EU-Kommission verschärft die Gangart im Streit um fragwürdige neue Gesetze.

Doch ein Mann könnte alle Drohungen zunichtemachen

In Bedrängnis: Polens Premierministerin Beata Szydlo gerät immer stärker unter Druck von den europäischen Partnern. Die Regierung in Warschau hat einige Gesetze ein-
geführt, die Brüssel alarmiert haben. Foto: Radek Pietruszka, dpa

Peinlich für Polen
Bisher läuft der Krach ja noch ver-

gleichsweise zivilisiert ab. Die
Brüsseler Kommission mahnt, erin-
nert, rät und weist hin. Die War-
schauer Regierung hört zu, regis-
triert, greift auf, weist zurück.
Feinsinnige Diplomatie eben, auch
wenn es um Handfestes geht: einen
Verstoß gegen die rechtsstaatlichen
Grundsätze europäischer Demo-
kratien. Das Verfahren der EU-
Kommission soll Schärfe signali-
sieren, ist aber kaum mehr als ein
Papiertiger.

Dass Polen mit dem Entzug der
Stimmrechte bestraft werden
könnte, bleibt eine leere Drohung.
Neben Ungarn wird wohl auch
Rumänien die nationalkonservati-
ven Freunde in Polen unterstüt-

zen. Die Brüsseler Drohkulisse brä-
che in sich zusammen.

Doch auch wenn der obersten
EU-Behörde exekutive Befugnisse
fehlen, so bleibt doch ihr morali-
sches Gewicht. Die öffentliche
Brandmarkung einer Staatsführung
als „rechtsstaatlich zweifelhaft“ ist
zumindest höchst peinlich. Das wird
Warschau nicht nur ein bisschen
Ansehen, sondern vor allem politi-
sches Gewicht kosten – und nicht
zuletzt dringend benötigte Investo-
ren verunsichern. Im Übrigen ist
das Freund-Feind-Denken der pol-
nischen Spitze völlig überzogen.
Der Versuch, das Verfahren gegen
Warschau als Erpressung in der
Flüchtlingsfrage darzustellen, hat
Züge von Lächerlichkeit.
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Söder will Steuerreform ohne Tabus
Bayerns Finanzminister legt Konzept vor. Kommen Entlastungen für die Bürger?

VON JÖRG SIGMUND

Augsburg/München Bayerns Finanz-
minister Markus Söder will bis Juli
ein Konzept für eine umfassende
Steuerreform „ohne Tabus“ vorle-
gen und damit die Steuerzahler ent-
lasten. Nach Jahren des Stillstands
brauche Deutschland eine neue Ge-
rechtigkeit in der Steuerpolitik, sag-
te Söder. Der CSU-Politiker will für
seine Pläne auch die CDU gewin-
nen, um mit einem „gemeinsamen
Steuerpaket“ in den Bundestags-
wahlkampf 2017 zu ziehen.

Das Finanzministerium in Mün-
chen arbeitet derzeit an einem Steu-
erkonzept mit vier Schwerpunkten:
Der Solidaritätszuschlag soll wegfal-
len, die sogenannte kalte Progressi-
on abgeschafft werden. Zudem will
Söder niedrige und mittlere Ein-
kommen bei der Einkommensteuer

„fair entlasten“ und die Abgeltung-
steuer reformieren. Wie hoch die
Entlastung am Ende ausfallen wer-
de, hänge vom finanziellen Spiel-
raum ab, sagte der Minister. Söder

glaubt, dass mehr als die von Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) vor kurzem angedeute-
ten zwölf Milliarden Euro zur Ver-
fügung stehen könnten.

Der Bund rechnet im Jahr 2020
mit Steuereinnahmen mit einem Re-
kordvolumen von mehr als 808 Mil-
liarden Euro und damit um 42 Mil-
liarden mehr als erwartet. Zu mögli-
chen Steuersenkungen äußerte sich
Schäuble bisher jedoch nicht kon-
kret. Auch Söder ließ offen, ob er
eine Reform mit dem CDU-Finanz-
minister für durchsetzbar halte.
Schäuble sei ein „harter Sparrings-
partner“, sagte der 49-Jährige.

Schwabens CSU-Chef Markus
Ferber unterstützt die Pläne Söders.
„Vor allem bei Menschen, die brav
zur Arbeit gehen und ihre Steuern
zahlen, wachsen die Abstiegsängste
und die Sorgen, dass das Geld im Al-
ter nicht mehr reicht.“ Die Union
müsse mit ihrer Politik wieder die
Mitte der Gesellschaft erreichen und
diesen Menschen eine Perspektive
geben. (mit dpa)

Bayerns Finanzminister Markus Söder: Kann er eine Reform mit dem CDU-Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble durchsetzen? Foto: dpa

Funktioniert die
Mietpreisbremse
in der Region?

Wohnen Für Mietervereine ist das Gesetz nicht
mehr als ein „zahnloser Tiger“

VON NIKLAS MOLTER

Augsburg Für Thomas Weiand ist
das Gesetz ein „fauler Kompro-
miss“. Der Vorsitzende des Mieter-
vereins Augsburg nennt es einen
„zahnlosen Tiger“. Weiand spricht
von der Mietpreisbremse. Seit ei-
nem Jahr gilt sie in Berlin, seit Au-
gust 2015 in Bayern, zudem in neun
weiteren Bundesländern. Das Ge-
setz soll Mieter vor allzu stark stei-
genden Mieten schützen. Konkret:
Es soll verhindern, dass Mieten bei
neuen Verträgen mehr als zehn Pro-
zent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen. Diese gibt übli-
cherweise der örtliche Mietspiegel
an – und genau da liegt das Problem:
Denn viele der 137 bayerischen
Städte und Gemeinden, in denen die
Mietpreisbremse nach Auskunft des
Bayerischen Justizministeriums gilt,
verfügen über keinen Mietspiegel.

Auch in Augsburg gibt es keinen
– bislang: Am heutigen Donnerstag
will der Stadtrat endgültig über das
Thema entscheiden. Eine Mehrheit
für einen Mietspiegel gilt als wahr-
scheinlich. Thomas Weiand vom
Mieterverein hofft, dass die Mehr-
heit zustande kommt: Er hält einen
Mietspiegel für „überfällig“. Wie
sonst, fragt er, solle ein Mieter über-
prüfen, ob seine Miete mehr als
zehn Prozent über der örtlichen
Vergleichsmiete liege. Hierfür muss
sich ein Mieter bislang auf Erfah-
rungswerte, etwa vom Mieterverein
oder vom Eigentümerverband Haus
und Grund, verlassen. „Es ist quasi
ein Schachern“, sagt Weiand. „Es
gibt keinen punktgenauen Wert.“

Abgesehen vom (noch) fehlenden
Mietspiegel sieht Weiand ein weite-
res Problem bei der derzeit gelten-
den Mietpreisbremse: „Wenn es
wenige günstige Wohnungen gibt,
nehmen viele Mieter ihre Rechte gar
nicht wahr“, sagt er. Soll heißen:
Wer nach langer Suche endlich auf
dem Wohnungsmarkt fündig ge-
worden ist, wird seinen Vermieter
kaum direkt mit einer möglicher-
weise zu hohen Miete konfrontie-
ren. „Will man so ein Mietverhältnis
beginnen?“, fragt Weiand. Es ist
eine rhetorische Frage.

Maximilian Klug sieht bei der
Mietpreisbremse noch ein anderes
Problem. Klug ist Fachanwalt für
Mietrecht und Vorstandsmitglied

des Mietervereins Kempten und
Umgebung. Er sagt: Wer keine
Rechtsschutzversicherung hat, für
den lohne es sich meist nicht, gegen
eine vermeintlich zu hohe Miete
vorzugehen. Denn muss ein Fall vor
Gericht verhandelt werden, fielen
Anwaltskosten sowie Kosten für die
Erstellung eines entsprechenden
Gutachtens an. Ein solches könne
schnell rund 3000 Euro kosten, sagt
Klug. Fraglich sei daher, ob es sich
lohne, das Risiko einzugehen, auf
den Kosten sitzen zu bleiben, wenn
die Miete beispielsweise 50 Euro zu
hoch sei. Beim Mieterverein in
Kempten sei die Mietpreisbremse

nicht zuletzt deswegen kein Thema.
„Sie spielt in der Praxis überhaupt
keine Rolle“, sagt Klug. In Kemp-
ten gibt es ebenfalls keinen Miet-
spiegel.

Auch in Ingolstadt fehlt ein Miet-
spiegel. Dort sind die Mieten nach
Berechnungen des Immobilienver-
bands Deutschland zwischen 2010
und 2015 besonders stark angestie-
gen: um 37,3 Prozent. Doch auch in
Ingolstadt funktioniert die Miet-
preisbremse nicht, glaubt man dem
örtlichen Mieterverein. Nach Ein-
schätzung von Gerhard Wagner
lässt das Gesetz zu viele Ausnahmen
zu. Der stellvertretende Vorsitzen-
de des Mietervereins sagt, die Stadt
Ingolstadt wolle zudem keinen

Mietspiegel erstellen, obwohl sie als
Heimat von Unternehmen wie Audi
das nötige Geld dazu hätte. Eine
Stadt, in der es dagegen einen Miet-
spiegel gibt, ist München. „Trotz-
dem funktioniert die Mietpreis-
bremse nicht gut“, sagt Anja Franz,
Sprecherin des Münchner Mieter-
vereins. Viele Mieter wollten nicht
ihr Verhältnis zum Vermieter rui-
nieren und ihre Wohnung verlieren,
betont auch sie. Und es gebe Ver-
mieter, die eben dies wissen, wenn
sie ihre Miete festlegen.

Setzen also Vermieter die Miete
bewusst oberhalb der zulässigen
Summe an, im Wissen, dass ihnen
kaum etwas passieren kann? Gabrie-
le Seidenspinner kann sich das zu-
mindest für Augsburg nicht vorstel-
len. Seidenspinner ist Geschäftsfüh-
rerin von Haus und Grund Augs-
burg. Augsburg brauche keine
Mietpreisbremse, sagt sie. Denn es
fehle nicht an Kontrolle: „Die Mie-
ten gehen bei uns nicht durch die
Decke.“ Das Problem, dass es an
günstigem Wohnraum fehlt, lasse
sich ihrer Ansicht nach nur auf ei-
nem Weg lösen: durch den Bau neu-
er Wohnungen. Denn wenn es nicht
genug Wohnungen gebe, würden
immer diejenigen eine Wohnung
bekommen, die am meisten dafür
zahlen könnten.

Ist die Mietpreisbremse also ge-
scheitert? Der zuständige Justizmi-
nister Heiko Maas (SPD) wehrt sich
in einem Interview mit der Süddeut-
schen Zeitung gegen diese Schlussfol-
gerung. Er sagt, es sei zu früh, ein
Gesetz nach einem Jahr für geschei-
tert zu erklären. Stattdessen bringt
Maas mögliche Änderungen ins Ge-
spräch, sollte sich tatsächlich ein
großer Teil der Vermieter nicht an
die Mietpreisbremse halten: Ange-
dacht sind eine Pflicht des Vermie-
ters, die Vormiete automatisch of-
fenzulegen, und ein Anspruch des
Mieters, zu viel gezahlte Miete
rückwirkend zurückzubekommen.

Es sind Änderungen, die bei den
Mietervereinen gut ankämen.
„Wenn die Regierung in den Miet-
markt eingreift, muss sie auch dafür
sorgen, dass die Regelungen praxis-
nah sind“, sagt der Augsburger
Weiand. „Entweder ja oder nein.
Aber man muss Farbe bekennen zu
seinen politischen Entschlüssen.“

„Wenn es wenige günstige
Wohnungen gibt, nehmen
viele Mieter ihre Rechte gar
nicht wahr.“

Thomas Weiand, Mieterverein Augsburg

„Die Mietpreisbremse
spielt in der Praxis
überhaupt keine Rolle.“

Maximilian Klug, Mieterverein Kempten

Mietervereine beobachten: Wer den Zuschlag für eine Wohnung erhält, ist oft so froh
darüber, dass er nicht über den Preis diskutiert. Foto: Ralf Hirschberger, dpa


